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Einladung zum Landesseminar am 04./ 05.09.2021 
Europäische Akademie MV, Eldenholz 23, 17192 Waren (Müritz) 
  
„Die Zukunftskonferenzen der Europäischen Union – wie stelle ich mir Europas 
Zukunft vor?“ 
 
Sonnabend, 04.09.2021 
 
8.30   Uhr Abfahrt am Busbahnhof Neubrandenburg mit Bus 
 
9.30   Uhr  Registrierung 
 
9.50   Uhr  Eröffnung und Begrüßung 
                 Jürgen Lippold, Landesvorsitzender der Europa-Union Mecklenburg - Vorpommern 

 
10.00 Uhr  Grußworte 
                    Andreas Handy, Präsident der Europäischen Akademie MV 
                   Gaby Bischoff, MdEP, Vizepräsidentin der EUD 

 
10.15 Uhr  Die Zukunftskonferenz der Europäischen Union – Stand und Ausblick aus  

der Sicht des EP 
                    Niklas Nienaß, MdEP 

 
10.30 Uhr  Die Zukunftskonferenz der Europäischen Union – Strukturen und 

Herausforderungen 
                    Jörg Wojahn, Leiter der Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland 

                    
11.00 Uhr  Die Europa-Union Deutschland – Dialogpartner und Wegbereiter der 

europapolitischen Kommunikation in den Regionen, z.B. Bürgerdialoge 
                   Christian Moos, Generalsekretär der EUD oder Vizepräsidentin der EUD 

 
11.30 Uhr  Wie kann ich mich persönlich an der Zukunftskonferenz der EU beteiligen? 
                     Mandy Kröppelin, Europa-direkt, Rostock 

 
12.00 Uhr  Mittagspause 
 
13 bis 15 Uhr  Mein Europa der Zukunft 
                    Gaby Bischoff, MdEP, Vizepräsidentin der Europa-Union Deutschland 
                    Claudia Müller, MdB 
                   Tilo Gundlack, MdL, Mitglied des Ausschusses der Regionen Europas 
                    Helmut Scholz, MdEP 
                    Svenja Hahn, MdEP 
                    Philipp Amthor, MdB 

                    Frh. v. Boeselager, MdEP 
        Prof. Dr. Robert Northoff, Ratsherr Neubrandenburg 

                    Jürgen Lippold, Landesvorsitzender der Europa-Union MV 
  
15.15 Uhr Kaffeepause 
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15.30 Uhr  Bürgerdialoge – Wir müssen reden! 
Drei Workshops zu den Themen:  
 
Bildung, Kultur, Jugend und Sport                        
mit MdEP Niklas Nienaß, stellv. Vorsitzender Europa-Union MV,  
Vorsitzender der Parlamentariergruppe der EUD im Europaparlament 

 
Werte und Rechte, Rechtsstaatlichkeit und Sicherheit 

        mit Christian Moos, Generalsekretär EUD 

 
                       Gesundheitspolitik in der EU – aktueller denn je 
                       Gaby Bischoff, MdEP, Vizepräsidentin der EUD 

 
17.00 Uhr      Auswertung der Workshops - Vorstellen der Ergebnisse 
 
17.30 Uhr     Resümee des ersten Veranstaltungstages – Diskussionen und Beiträge 
 
18.00 Uhr      Abendessen 
 
 
Sonntag, den 05.09.2021 
 
9.00 Uhr  Begrüßung 
 
9.05 Uhr  Grundzüge der Europapolitik des Landes Mecklenburg-Vorpommern und 

Aufgaben für die kommende Legislaturperiode 
                  Torsten Renz, Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern,  

Minister des Innern und für Europa 

 
10.00 Uhr  Mecklenburg-Vorpommern als Agrarland – Herausforderungen für die 

Umsetzung der gemeinsamen Agrarpolitik im Lichte des Green Deal der 
Europäischen Union 

                    Christian Rehmer, BUND e.V. 

 
10.30 Uhr  Die Zusammenarbeit im Ostseeraum – Stand und Perspektiven 
                    Wolf Born, Referatsleiter Ministerium für Inneres und Europa MV,  

 
11.00 Uhr  Nachbarschaftspolitik – Perspektiven der Deutsch-Polnischen 

Zusammenarbeit Handlungs- und Entwicklungskonzept der Euroregion 
POMERANIA 

                    Michael Sack, Landrat, Präsident der Kommunalgemeinschaft POMERANIA e.V. 

 
12.00 Uhr  Mittagspause 
 
13.00 Uhr  30 Jahre Nachbarschaftsvertrag Deutschland-Polen: 

     Aktuelle Chancen und Probleme der Nachbarschaftspolitik mit der Republik Polen 
     Manuel Sarrazin, MdB 

 
14.00 Uhr  Der ländliche Raum – abgehängte Regionen oder Platz für Zukunfts(t)räume 
                    Patrick Dahlemann, MdL, Parlamentarischer Staatssekretär für Vorpommern 

 
15.00 Uhr  Abschluss und Resümee 
                    Landesvorsitzender der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
 
15.30 Uhr  Ende der Veranstaltung 
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Vorwort 

Liebe Mitglieder und Freunde der Europa-Union, 

die Europawoche stand in diesem Jahr ebenso wie 2020 weniger im 
Mittelpunkt als in so vielen früheren Jahren. Pandemiebedingt konnten 
öffentliche Veranstal-tungen nicht durchgeführt werden. Das reduzierte nicht 
nur unser Informations- und Bildungsangebot, sondern hat dem Bildungsring 
Europa MV erhebliche Ein-nahmensverluste gebracht, die vom Förderinstitut, 
dem Landesamt für Gesund-heit und Soziales (LAGUS), aber bisher nicht als 
ausgleichs- bzw. unterstützungs-würdig anerkannt wurden. 

Die diesjährige Europawoche hat aber auch einen besonderen Höhepunkt. Am 
Europatag, dem 09. 05 2021, war der offizielle Tag des Starts der langfristig 
angelegten „Konferenz zur Zukunft Europas“. Deshalb ist diese Konferenz und 
unsere erwünschte Mitarbeit Zentrum der heutigen „Informationen“. Im 
Mittelpunkt stehen neben Materialien des Bundesverbandes die Beiträge 
unseres Landesvorsitzenden Jürgen Lippold und des Geschäftsführers Ralf-
Peter Hässelbarth sowie ein Brief des Vorsitzenden des KV MSE Christoph 
Bialas. Es ist unser gemeinsames Ziel, durch die Forderungen vieler Bürgerinnen 
und Bürger im Ergebnis der Konferenz zur unmittelbaren Vorbereitung einer 
Reform der Verträge der EU zu gelangen. Beteiligen wir uns daher möglichst 
zahlreich an den notwendigen Diskussionen! Wir verweisen für alle 
Interessenten mit Internet-anschluss auf das Europaportal unserer 
Landesregierung „europa-mv.de“, wo Informationen und Anregungen für 
unsere Meinungsäußerungen gegeben werden. 

In einem zweiten Schwerpunkt der vorliegenden „Informationen“ setzen wir 
die Vorstellungen von Ergebnissen verschiedener Online-Meetings fort, die 
sicher für die Mitglieder und Interessenten der EUD informativ sein werden. 
Dadurch können wir uns die Anregungen so mancher Persönlichkeiten aus der 
euro-päischen Politik zunutze machen. Wir geben ausgewählte Berichte 
darüber an Sie weiter, da längst nicht alle Europafreunde die technischen 
Voraussetzungen zu Hause haben. Auch das ist ein zeitgemäßes Format für die 
politische Bildung! 

Die Pandemieentwicklung scheint eine positive Tendenz zu haben. Hoffen wir, 
dass sie stabil bleibt. Wir bereiten uns darauf vor, wieder öffentliche Veran-
staltungen des Landesverbandes und seines Bildungsringes Europa anbieten zu 
können. 

Prof. Dr. Joachim Gasiecki 
Ehrenvorsitzender des Landesverbandes der EUD in MV 
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Europa-Union Präsident Rainer Wieland zum Schuman-Tag 
09.05.2021 

„‘Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden ohne schöpferische 
Anstrengungen, die der Größe der Bedrohung entsprechen.‘ Dieser Satz steht am 
Anfang der Erklärung, die Frankreichs Außenminister Robert Schuman am 9. Mai 
1950 vor der Weltöffentlichkeit abgab. Er ist heute so wahr wie damals“, erklärt 
Europa-Union Präsident Rainer Wieland MdEP aus Anlass des 71. Jahrestags der 
Schuman-Erklärung. „Wenn wir Europas Zukunft sichern wollen, braucht es auch 
heute große schöpferische Anstrengungen“, so Wieland. „Deshalb fordert die 
überparteiliche Europa-Union Deutschland einen neuen Konvent für Europa.“ 

 
 

„Am diesjährigen Europatag wird die Konferenz zur Zukunft Europas offiziell eröffnet. 
Die für Europas Zukunft Verantwortlichen, vor allem die Regierungen der 
Mitgliedstaaten, müssen ihre Blockade einer zielführenden Zukunftsdebatte mit den 
Bürgerinnen und Bürgern, mit der organisierten Zivilgesellschaft und mit allen 
Parlamenten aufgeben, wenn sie nicht Europas Zukunft aufs Spiel setzen wollen“, 
zeigt sich Wieland überzeugt. „Die Konferenz muss in einen Konvent übergehen“, 
fordert der Europa-Union Präsident. 

Angesichts der krisenhaften Entwicklungen in der Welt gelte es dringend, die 
Europäische Union politisch und institutionell zu stärken. „Das europäische 
Friedensnarrativ sei überholt, hat es viele Jahre geheißen. Viele Menschen aus 
Europas Nachbarschaft fliehen aber vor Krieg und Zerstörung. Russland bedroht 
osteuropäische Staaten, und die Weltmächte USA und China stehen sich 
zunehmend konfrontativ gegenüber. Ohne eine handlungsfähige EU werden auch 
ihre Mitgliedstaaten zu Spielbällen in dieser Entwicklung. Es ist höchste Zeit, die 
Weichen so zu stellen, dass Europa handlungsfähiger wird. Dazu braucht es ein 
starkes Europäisches Parlament, Mehrheitsentscheidungen und neue 
Leuchtturmprojekte der Integration, vor allem in der Außen- und Sicherheitspolitik.“ 

Der Europatag erinnere daran, dass die Solidarität der Europäerinnen und Europäer 
die entscheidende Voraussetzung für ihr Wohlergehen sei. „Robert Schuman sprach 
von der ‚Solidarität der Tat‘, die es durch konkrete Tatsachen zu schaffen gelte. In 
diesem Sinne appellieren wir an alle Entscheiderinnen und Entscheider, wieder mehr 
Mut zu zeigen und konkrete europäische Tatsachen zu schaffen, die auch die 
Bürgerinnen und Bürger einfordern und den hohen Zustimmungsraten zu Europa 
entsprechen.“ 

https://www.europa-union-mv.de/fileadmin/_processed_/3/2/csm_Foto_Rainer_Wieland_EUD_Bildquelle_Karl-Ludwig_Oberth%C3%BCr.PNG_d95c98969d.jpg
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Brüssel, Europatag 09. Mai 2021 

Meinungsbeitrag zur Konferenz zur Zukunft Europas 

„Wir einigen keine Staaten, wir bringen Menschen einander näher.“ Mit diesen Worten 
beschrieb einst Jean Monnet, einer der Architekten der Europäischen Union, das Leitbild 
des europäischen Integrationsprozesses. Die Bürgerinnen und Bürger sollten in dessen 
Mittelpunkt stehen und sich aktiv an der Gestaltung der EU beteiligen. Das Europa der 
Bürger wurde dieses Konzept benannt.  

Der europäische Integrationsprozess im Sinne dieses Europa der Bürger wagt heute 
einen gewaltigen nächsten Schritt. Am heutigen Europatag, dem 9. Mai, beginnt die 
Konferenz zur Zukunft Europas. In dieser Zukunftskonferenz werden mindestens 800 
zufällig ausgeloste Europäerinnen und Europäer nach ihren Wünschen, Zielen und 
Vorstellungen für die Europäische Union gefragt. In strukturierten Verfahren sollen 
Lösungen für die größten Fragen – sowohl institutionelle wie auch inhaltliche – erarbeitet 
werden. Zusätzlich können sich alle Menschen Europas über die Online-Plattform 
futureu.europa.eu und auf unzähligen Veranstaltungen in den Prozess mit einbringen. 
Ein solcher Beteiligungsprozess ist einmalig – nicht nur in der EU, sondern in der 
Menschheitsgeschichte!  

Die EU hat sich in den vergangenen Jahrzehnten immer weiterentwickelt. Etwa mit der 
Direktwahl des Europäischen Parlaments ab 1979 oder der Einführung der Europäischen 
Bürgerinitiative durch den Lissabon-Vertrag. Viele Erfolge der EU werden dabei als 
Selbstverständlichkeit wahrgenom-men: Grundrechte, Unionsbürgerschaft, grenzenloses 
Reisen, die Gemeinschaftswährung Euro, Abschaffung der Roaminggebühren, das 
ERASMUS-Programm – die Liste ist lang.  

Dennoch sind viele Bürgerinnen und Bürger von der Europäischen Union enttäuscht. 
Dies drückt sich aus in Euroskeptizismus und erstarkendem Nationalismus in vielen 
Ländern Europas. Auch das Scheitern des EU-Verfassungsvertrags im Jahr 2005 und 
die Entscheidung der britischen Bevölkerung für den Brexit belegen diese Enttäuschung 
und Unzufriedenheit. In Deutschland hat erstmals eine im Bundestag vertretene Partei 
den Austritt unseres Landes aus der EU in ihr Bundestagswahlprogramm aufgenommen. 
Einen erheblichen Anteil an dieser Entwicklung hat die Vielzahl der europäischen Krisen: 
Die sogenannte Eurokrise, die andauernden Flüchtlingsdramen oder zuletzt die zu 
langsame zentrale Beschaffung von Impfstoffen haben die EU in keinem guten Licht 
erscheinen lassen.  

Bei diesen Krisen ist jedoch keineswegs die EU an sich das Problem, sondern ihre 
strukturelle Handlungsunfähigkeit. Es ist doch klar, dass etwa eine gemeinsame 
Währung und eine gemeinsame Finanz- und Wirtschaftspolitik miteinander einhergehen 
müssen. Dass die EU die entsprechenden Kompetenzen nicht hat, liegt an den 
Mitgliedstaaten, die der EU die notwendigen politischen Instrumente nicht an die Hand 
geben wollen. Es ist gut und richtig, dass die EU sich um Fragen von Asyl und Migration 
kümmert, doch die Blockade im Rat macht die EU auch hier handlungsunfähig. Wenn die 
Mitgliedstaaten nicht in der Lage sind eine Entscheidung zu treffen, dann gibt es derzeit 
leider gar keinen Fortschritt. Und auch die Entscheidung, die Covid-Impfstoffe 
gemeinsam zu beschaffen und die Verhandlungen der Kommission zu überlassen, ist im 
Kern absolut richtig gewesen. Doch wenn Ursula von der Leyen von den Mitgliedstaaten 
nicht die hierfür notwendige finanzielle Ausstattung bekommt, ist keine gute Lösung 
möglich.  
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In den öffentlichen Debatten um die EU und ihre Krisen wird oft übersehen, dass „die 
EU“ eben nicht nur „Brüssel“ ist, sondern zugleich immer auch Berlin, Budapest und 
Bratislava; die Macht und Verantwortung der Mitgliedstaaten muss viel öfter und 
öffentlicher in die Bewertung einfließen. In deren Gremium – dem Rat – gibt es 
intransparente Entscheidungsprozesse. Viel zu oft werden außerdem das blockierende 
Einstimmigkeitsprinzip angewandt und dringende Entscheidungen vertagt. … 

Diese Erkenntnis ist inzwischen auch in Brüssel weitgehend Konsens. Deswegen haben 
die drei EU-Institutionen – Parlament, Rat und Kommission – die Zukunftskonferenz auf 
den Weg gebracht. … 

In diesem Sinne sehen wir den Ansatz des Rates sehr kritisch: Die EU-Mitgliedstaaten 
haben den Start der Konferenz verschleppt, durch ihre Blockadehaltung versucht, das 
Mandat zu verwässern, und letztendlich die Dauer der Konferenz auf ein Jahr verkürzt. 
Einige Mitgliedstaaten unterminieren schon vor Beginn der Konferenz deren Bedeutung. 
Diese Sabotageversuche sind absolut inakzeptabel und für uns nicht hinnehmbar! Eine 
ernsthafte Debatte über notwendige Reformen braucht eine seriöse Herangehensweise, 
ausreichend Zeit, angemessene finanzielle Ausstattung und die erforderliche 
administrative Unterstützung. Als parteiübergreifende Gruppierung, der zwei Drittel der 
deutschen Europaabgeordneten angehören, fordern wir die Bundesregierung dringend 
auf, sich hierfür mit aller Stärke einzusetzen.  

Die Europa-Union Deutschland, der wir als Mitglieder angehören, setzt sich ein für ein 
unionsweit harmonisiertes Wahlsystem – auch Deutschland hat hier noch Hausaufgaben 
zu machen – mit transnationalen Listen sowie europäischen Parteien mit 
demokratischen Strukturen, europäischen Programmen und europäischen 
Spitzenkandidatinnen und -kandidaten, deren Wahl auch tatsächlich zur Leitung der EU-
Kommission führt. Um die EU gerade auch mit Blick auf globale Herausforderungen 
handlungsfähiger zu machen, empfehlen wir die weitgehende Abschaffung des 
Einstimmigkeitsprinzips im Rat und eine ausreichende finanzielle Ausstattung der EU für 
die ihr übertragenen Aufgaben. Die Zukunftskonferenz muss ein ergebnisoffener, 
reformorientierter Prozess sein, bei dem Vertragsänderungen keineswegs von 
vornherein ausgeschlossen werden. Nach unserer Auffassung sollte dieser Prozess in 
einen Europäischen Konvent im Sinne von Artikel 48 des EU-Vertrags münden. 
Wenngleich sich die Europa-Union für den Europäischen Bundesstaat stark macht, muss 
die Initiative hierfür von der Zukunftskonferenz ausgehen.  

… Es wäre eine Katastrophe für die EU und für unsere Demokratie, wenn die Konferenz 
zu einer reinen PR-Show verkäme. Im Idealfall aber schafft die Zukunftskonferenz ein 
neues europäisches Bewusstsein und eine echte europäische Öffentlichkeit, führt zu 
einer nachhaltigen Weiterentwicklung der EU – und bringt die Menschen einander näher.  

 

Niklas Nienaß, MdEP (Bündnis 90/Die Grünen) 

Vorsitzender der Parlamentariergruppe der Europa-Union Deutschland im 

Europäischen Parlament 
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Zum Europatag 2021 

Ein Video-Interview am 07. 05. 2021 mit Herrn Oberregierungsrat 
Jascha Dopp, Referatsleiter „Grundsatzfragen/Koordinierung der 
EU-Angelegenheiten“ im Ministerium für Inneres und Europa MV 

geführt von R.-P. Hässelbarth, Geschäftsführer EUD MV und 
                 Henry Ziese, Leiter Europäische Akademie MV, Waren(Müritz) 

 
Frage 1: Warum ist die „Konferenz zur Zukunft Europas“ so wichtig – wie 
bindet das Land MV die Bürger ein? 
Erstmalig bietet die Konferenz die Möglichkeit für alle EU-Bürgerinnen und -
Bürger zur aktiven Kommunikation im Rahmen aller Mitgliedsländer der EU. Die 
dafür geschaffene Online-Plattform ermöglicht den Gedankenaustausch in allen 
Sprachen der Mitgliedsländer. Die Landesregierung gibt dafür auf ihrem 
Europaportal Anregungen. Sie fördert die Akteure der Zivilgesellschaft im 
Rahmen des bestehenden europäischen Netzwerkes in MV. Sie führt zur 
Koordinierung und Planung von entsprechenden Maßnahmen einen 
besonderen Multiplikatorentreff durch. Die Landesregierung ist über die 
Europaministerkonferenz der Bundesländer eingebunden in die Beteiligung von 
Bundestag und Bundesrat an der Zukunftskonferenz und informiert darüber im 
Lande. 
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Frage 2: Die EUD hat auf ihrer letzten Beratung ihres Bundesausschusses 
beschlossen, dass sie notwendige Vertragsveränderungen erwartet. Wie 
stehen Sie dazu? 
Ich stimme grundsätzlich der Position zu, dass alle Vorschläge der Bürger auf 
ihre Verwirklichungsmöglichkeiten geprüft werden müssen. Noch ist ja offen, 
was vorgeschlagen wird und in welchem Umfang relevant ist. Hinzu kommen 
die bestehenden differenzierten Betrachtungsweisen in den Mitgliedsländern. 
In einem zweiten Schritt wird politisch entschieden werden müssen, was 
wirklich an Veränderungen erforderlich ist. 
Frage 3: Was werden Sie persönlich besonders in die Diskussion einbringen? 
Mir geht es besonders um die Rolle der EU in der Welt. Wie können wir unsere 
europäischen Interessen bündeln und durchsetzen? Wie bringen wir mehr 
Selbstbewusstsein zum Ausdruck? Gerade diese Thematik interessiert die 
breite 
Öffentlichkeit. 
Frage 4: Was hätten Sie vor 10 Jahren besonders in den Vordergrund gestellt? 
Zum damaligen Zeitpunkt ging es um die Auswirkungen der gerade überwunde-
nen Finanzkrise in der Welt. Daraus leitete sich die auch heute aktuelle Aufgabe 
ab, in der EU mehr Einmütigkeit im politischen und ökonomischen Handeln 
benötigt. 

(Zusammenfassung des Interviews: Joachim Gasiecki) 

Europas Zukunft entscheidet sich in Europas 
Handlungsfähigkeit 

Einwurf von Generalsekretär Christian Moos 

19.04.2021 

„Die Konferenz über die Zukunft Europas wird am 9. Mai eröffnet, so feierlich, 
wie das angesichts einer aufsteigenden dritten Pandemiewelle möglich ist. 
Bereits heute geht die Internetseite der Konferenz online, über die jedefrau 
und jedermann sich an der Zukunftsdebatte beteiligen kann. Ganz gewiss wird 
die überparteiliche Europa-Union Deutschland sich beteiligen. 

Nach der Sommerpause sollen repräsentativ geloste Bürgerinnen und Bürger 
die Kernthemen debattieren, die sich in der nun beginnenden 
Konsultationsphase herauskristallisieren. Es bleibt bedauerlich, dass ein auf 
zwei Jahre angelegter Prozess nun auf gerade mal ein halbes Jahr 
zusammengezogen wird. Denn inmitten der französischen Ratspräsidentschaft, 
rechtzeitig vor den Präsidentschaftswahlen im Hexagon, soll die Konferenz zum 
Abschluss kommen. 
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Die Abgeordneten, die für das Europäische Parlament und für die nationalen 
Parlamente an der Konferenz teilnehmen, werden sich fragen müssen, ob sie 
nur Staffage für einen aufgepeppten Bürgerdialog sein wollen, der 
möglicherweise Wahlkampfinstrument zuvorderst sein soll, oder ob sie einen 
Ballhausschwur wagen. 

Europas Zukunft entscheidet sich nicht an der Güte eines Dialogs mit einem 
klitzekleinen Cluster des Souveräns, sondern in der Handlungsfähigkeit der 
Europäischen Union, die entgegen allen immer drängenderen Notwendigkeiten 
und theoretischen Einsichten auf zentralen Politikfeldern von nationalen 
Egoismen gelähmt wird. 

Mit Blick auf die akute russische Aggression und die sich zuspitzende 
Ukrainekrise und viele existenzielle Fragen mehr muss, gleich ob mit oder ohne 
Vertragsreform, endlich Einstimmigkeit in der Außen- und Sicherheitspolitik 
hergestellt werden. 

Europas Zukunft ist untrennbar mit derjenigen der Weltordnung verbunden. Es 
gibt gute Gründe für die Annahme, dass die künftige Weltordnung vom 
Ausgang der amerikanisch-chinesischen Rivalität abhängen wird. Wird es 
gelingen, eine Eskalation zu vermeiden? Wird sich die freie Weltordnung, auf 
die das europäische Modell gründet, bewahren lassen? Europa wird sich klar 
positionieren müssen. 

Ist das im Konzert der 27 nicht möglich, sollte eine Politische Union innerhalb 
der EU begründet werden, in der alle außenpolitischen Entscheidungen mit 
qualifizierter Mehrheit getroffen werden. Die parlamentarische Legitimation 
muss im Europäischen Parlament erfolgen. Die Methode der verstärkten 
Zusammenarbeit dürfte auf absehbare Zeit der einzige Weg zu mehr 
europäischer Handlungsfähigkeit sein, nicht nur in der überlebenswichtigen 
Außen- und Sicherheitspolitik. 

Die Konferenz über die Zukunft Europas ist ein wichtiger Schritt zur 
Beantwortung der für die Union existenziellen Fragen, die allerdings 
keineswegs neu sind, sondern bereits vor einigen Jahren aufgeworfen wurden. 
Schlussendlich wird es auf die Bereitschaft von politischen Entscheiderinnen 
und Entscheidern ankommen, die neue Eurosklerose zu beenden, die weit 
gefährlicher ist als die der frühen 1980er Jahre. Dazu bedarf es allerdings des 
Sinns für Verantwortung und eines Blicks, der über kleinste persönliche 
Karrierekaros und nationales Kleinklein hinausreicht.“ 
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#### 

 

Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie Mitte Mai 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 119 875 200, europaweit 36 428 000, Bundesrepublik 2 579 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 2 655 000, europaweit 863 000, Bundesrepublik 74 000 

 

#### 

 

Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie Mitte Juni 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 175 960 500, europaweit 47 387 000, Bundesrepublik 3 723 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 3 837 000, europaweit 1 093 000, Bundesrepublik 90 526 

 

#### 
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Aus einem Schreiben von Christoph Biallas, 

Vorsitzender des KV MSE vom 07. 05. 2021 

 
Liebe Mitglieder des KV Mecklenburgische Seenplatte, 

der 9. Mai ist der Europa-Tag. Es ist der Tag der historischen Schumann-

Erklärung. Seine Erklärung, sein Vorschlag, gilt als Grundstein der heutigen 

Europäischen Union. 

In diesem Jahr macht er uns als Europa-Union aber auch deutlich, wie sehr wir 

in unserer Vereinsarbeit pandemiebedingt eingeschränkt sind. Um den 9. Mai 

herum gibt es sonst zahlreiche europapolitische Informationsveranstaltungen, 

wir kommen mit Schüler*innen und vielfältigen Akteur*innen ins Gespräch. 

Dieses Jahr sind die Schulen geschlossen und Veranstaltungen coronabedingt 

untersagt. Manches findet sich im digitalen Raum wieder, aber das Zusammen-

kommen in Präsenz, das Vereinsleben mit unseren Ausflügen, Wanderungen 

und so weiter liegt brach. 

Im Augenblick kann ich Ihnen auch nicht sagen, wann wir vielleicht wieder 

zusammenfinden werden. Ich bin zuversichtlich, dass es uns in der zweiten 

Jahreshälfte gelingen wird. Wir können dann nicht alles nachholen, was 

inzwischen ausfallen musste, sondern nur von vorn neu durchstarten. Derweil 

danke ich Ihnen, dass Sie der Europa-Union die Treue halten und wir 

gemeinsam auf andere Art als sonst für die Zukunft Europas und der 

Europäischen Union streiten. 

Der 9. Mai markiert in diesem Jahr ebenso den Start der Konferenz über die 

Zukunft Europas. Wir alle als Bürgerinnen und Bürger Europas sind eingeladen, 

an dieser Konferenz mit unseren Ideen zu den verschiedenen Politikbereichen 

teilzunehmen. Es ist die Aufforderung uns zu überlegen, in welchem Europa der 

Zukunft wollen wir leben, was ist unsere Vision eines Europas von morgen? 

Ich hoffe, wir sehen uns bald wieder und wünsche Ihnen derweil alles Gute. 

Bleiben Sie gesund. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 

Christop Biallas 

Vorsitzender Europa-Union MSE 

 



14 
 

 
 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

 

Mit dem Online-Bürgerdialog zur EU-Außenpolitik wurde ein Thema aufge-
griffen, dass viele Bürgerinnen und Bürger in unserem Land interessiert. 
Welche Rolle kann die EU im globalen Rahmen zukünftig spielen? Im Online-
Bürgerdialog der EUD wurde unter der Moderation von Frau Pia Schulte mit 
zwei Experten diskutiert, mit Frau Dr. Funda Tekin vom Institut für Europäische 
Politik und mit Herrn David McAllister, dem Vorsitzenden des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten des Europäischen Parlaments, und mit einer 
Beteiligung von rund 130 Teilnehmern im Audio-Webinar, 

Die Eingangsfrage der Moderation lautete: Was ist für Sie die größte Baustelle 
der EU auf der Weltbühne? D. McAllister nannte drei Schwerpunkte: die 
Bewältigung der Pandemie und ihrer Folgen, die Fortführung der Klimapolitik 
und den Umgang mit der Instabilität um die EU herum. F. Tekin betonte 
ebenfalls drei Schwerpunkte: Entwicklung einer strategischen Ausrichtung der 
EU für ihre Einordnung in die Weltpolitik, die Gestaltung der weiteren 
Beziehungen zu Großbritannien und die Auseinandersetzung mit vorhandenen 
Unstimmig-keiten zwischen den Mitgliedern der EU. 
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Die nächste Diskussionsfrage bezog sich auf die Bewertung der EU-
Kompetenzen in der Weltpolitik. D. MacAllister verwies auf notwendige 
Lernprozesse in der EU. Es müsse durch die EU Weltpolitikfähigkeit entwickelt 
werden, im 21. Jahrhundert brauchen wir eine größere einheitlichere 
europäische Außenpolitik, einschließlich einer Stärkung der 
Außenhandelspolitik der EU. Zu beachten sei dabei, dass man behutsame 
Schritte gehe, vielleicht auch in mehr Bereichen zu Formen der 
Mehrheitsentscheidungen komme. Europäische Außenpolitik müsse Stabilität 
und Sicherheit im Blick haben, übergreifende Werte einfordern, wie Frieden, 
Beachtung der Menschenrechte usw., wobei die heute besseren Möglichkeiten 
im Zusammenspiel mit den USA für eine „Allianz für Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit“ genutzt werden müssen.  Er verwies besonders darauf, 
dass die Gestaltung der Beziehungen zu China zur größten politischen 
Bewährungsprobe im 21. Jahrhundert werden könnte. Es gäbe keine einfache 
Antwort auf die Frage, was man tun solle. Man könne durchaus in einzelnen 
Bereichen Partner sein, z. B. in Klimafragen oder als Wettbewerber in der 
Wirtschaft. Zu beachten sei aber auch, dass China ein “systemischer Rivale“ mit 
anderen Vorstellungen bleibe, z. B. bei den Menschenrechtsproblemen. Die 
Moderatorin warf an dieser Stelle die Frage auf, ob sich EU-Unternehmen aus 
China zurückziehen sollten?  D. McAllister verwies auf die unstrittige Aufgabe, 
die Menschenrechte zu betonen, sah aber auch die nicht zu 
vernachlässigenden ökonomischen Beziehungen, China ist und bleibe ein 
wichtiger Handelspartner und Absatzmarkt für die EU. Das sei kein Affront 
gegenüber dem amerikanischen Partner, aber auch bei einer zu erwartenden 
Verschlechterung der Beziehungen USA-China müsse die EU versuchen, ihre 
eigenen Interessen zu wahren. 

Diese aktuelle Situation führte zu Meinungen über die weitere Gestaltung der 
transatlantischen Beziehungen. Der neue amerikanische Präsident Biden stehe 
durchaus für Verlässlichkeit, vertrete aber auch den Standpunkt des „Amerika 
first“, und wo sich Konvergenzen entwickeln, gäbe es auch Differenzen. Die EU 
müsse im Verhältnis zu den USA besonders folgende Positionen vertreten: die 
Gemeinsamkeiten der Bewältigung der Pandemie und ihrer Folgen, die gemein-
same Klimapolitik, die weitere Entwicklung der Handelspolitik und das koordi-
nierte Vorgehen in Menschenrechtsfragen. In diesem Zusammenhang wurden 
verteidigungspolitische Meinungen zu einer eventuellen Europäischen Armee 
diskutiert. Herausgestellt wurde, dass es wegen der nationalen Traditionen und 
Regelungen bis dahin noch ein langer Weg sei. Das Ziel der Europäischen 
Kommission, eine „Europäische Verteidigungsunion“ zu bilden, sei ein Baustein 
auf diesem Wege. Interessant war, dass in diesem Zusammenhang 75 % der 
Teilnehmer des Meetings eine „Europäische Armee“ begrüßten. Insgesamt 
bleibe die Anforderung: europäischer werden, transatlantisch bleiben! 
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Ein weiterer Diskussionspunkt war die Haltung zum Projekt „Nord Stream 2“. 
Einig war man sich in der Ansicht, dass dieses Vorhaben anfänglich nur als ein 
rein ökonomisches Projekt gesehen wurde, sich aber als ein allgemeineres geo-
politisches Projekt herausgestellt habe. Die Frage der Vollendung der Pipeline 
würde in Berlin entschieden, der Abschluss des Vorhabens wird erfolgen. Für 
die dann folgende Zeit muss geregelt werden, ob und wieviel Gas durch diese 
Leitung tatsächlich nach Europa fließen werde. Ein Zuhörer knüpfte daran die 
Frage, welche Rolle die EU in der Entwicklung des Verhältnisse USA-Russland 
ein-nehmen solle. D. McAllister hob hervor, dass es sich nicht um einen rein 
amerikanisch-russischen Konflikt handele, aber auch hierbei müsse die EU ihre 
eigene Russlandpolitik betreiben: Weitere Umsetzung des Münchener 
Abkommens zur Ukraine, Streben nach Verbesserung der östlichen Partner-
schaft, Betreiben einer selektiven Partnerschaft und Unterstützung der 
russischen Zivilgesellschaft. Man müsse im Dialog bleiben. 

Die Moderatorin richtete danach die Frage an die beiden Diskutanten: Was 
halten sie von den „Vereinigten Staaten von Europa“? Als weitgehend überein-
stimmende Position wurde hervorgehoben, dass die EU bereits heute mehr als 
ein bloßer Staatenbund sei, ein gemeinsames Projekt, das sich weiterent-
wickele, in einem längeren Prozess auch zu den „Vereinigten Staaten“ führen 
könne, aber keine Tagesaufgabe sei. In unserer Generation müssen einheit-
lichere Positionen entwickelt und besonders das Europäische Parlament 
gestärkt werden. Diese Frage gehöre in die breite Diskussion im Rahmen der 
„Zukunftskonferenz für Europa“. 

Zum Abschluss des Meetings wurde die Frage aufgeworfen, wie groß die 
Zuversicht sein könne, dass die EU zukünftig entschlossener in der Außenpolitik 
auftrete. Beide Gesprächspartner äußerten sich zuversichtlich, dass eine solche 
Entwicklung eintreten werde. Die geopolitische Entwicklung zeige, dass auch 
die EU nur Chancen hat, wenn sie mit den anderen großen weltpolitischen 
Akteuren zusammen agiere. Die Debatte darüber müsse fortgesetzt werden 
und zu einer brauchbaren Strategie führen. In einer abschließenden Befragung 
der Teilnehmer des Meetings äußerten sich 31 % sehr zuversichtlich, 38 % 
ebenfalls im allgemeinen positiv, weitere 31 % mehr oder weniger skeptisch zu 
einem entschlosseneren außenpolitischen Wirken der EU- 

Alles in Allem: Eine Diskussionsrunde, die viele Anregungen für die weitere Dis-
kussion der weltpolitischen und europäischen Fragen von heute und morgen 
ge-geben hat. 

#### 
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Von der Bundesausschuss-Sitzung am 24. 04. 2021 

Beschluss: Die Zukunftskonferenz der EU hat Zukunft! 

1. Unsere Ziele als Europa-Union  

Mit der Unterzeichnung einer gemeinsamen Erklärung durch die Präsidenten 
des Europäischen Parlamentes, des Rates der EU und der EU-Kommission kann 
die Konferenz zur Zukunft Europas endlich starten. Sie wird am 9. Mai 2021, 
dem Europatag voraussichtlich in Straßburg, feierlich eröffnet. Wir fordern, 
dass sie zu konkreten Ergebnissen führt und Vertragsänderungen nach Art. 48 
möglich sind. Erstmals seit 19 Jahren sollte es im Anschluss an die Konferenz 
wieder zu einem Europäischen Konvent kommen, dieser Konvent soll ein 
Verfassungs-konvent werden, der den Europäischen Bundesstaat initiiert. Wir 
kritisieren, dass der Konferenzstart so lange verschleppt wurde. Die Blockade 
des Rates, der das Mandat zu verwässern versuchte, halten wir für einen 
Affront. Die Konferenz muss mit Blick auf die Themen ergebnisoffen 
stattfinden. Es muss alles getan werden, damit es zu Vertragsveränderungen 
kommt. 

2. Formate 

Wir bedauern die Ankündigung, die Dauer der Konferenz auf ein Jahr zu 
verkürzen. Es kann nicht um eine PR-Show oder um Beratungen ohne Konse-
quenzen gehen. Eine ernsthafte Debatte über notwendige Reformen braucht 
ausreichend Zeit, unterstützt von einem gemeinsamen Sekretariat der EU-
Institutionen und ausgestattet mit einem gemeinsamen Budget! Außerdem 
muss der Kreis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer weit über den 
hinausgehen, der sich ohnehin mit europäischer Politik befasst. Gefragt sind 
insbesondere Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft, Sozialpartner, 
Institutionen, grenzüberschreitende Netzwerke und Regionen, NGOs, 
Vereinigungen und Verbände, Jugend- und Seniorenorganisationen. Aber auch 
einzelnen Bürgerin-nen und Bürgern muss eine Teilnahme ermöglicht werden. 
Wir unterstützen deshalb ausdrücklich die Idee, Bürgerinnen und Bürger zu 
gewinnen, die nach unterschiedlichen Altersstrukturen, regionaler Streuung, 
Länder-Kontingenten und sozioökonomischen Faktoren ausgewählt werden. 
Betroffene müssen zu Beteiligten werden. Die repräsentative Demokratie wird 
keineswegs infrage gestellt, sondern gestärkt. 

3. Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 

Die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger darf sich nicht auf digitale Formate 
beschränken. Es müssen auch nicht-digitale Präsenzformate ermöglicht 
werden, sofern dieses die Pandemielage zulässt. Vorschläge, die auf lokalen 
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und regionalen Ebenen von der organisierten Zivilgesellschaft und den 
Bürgerinnen und Bürgern erarbeitet wurden, sollen in die Beratungen der 
Konferenz einfließen. Solange Präsenztreffen nicht möglich sind, müssen die 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer über ausreichen-des digitales Equipment verfügen. Zwischenstände 
der Beratungen sollen im Internet sichtbar sein. Bürgerinnen und Bürger sollen 
sich über Online-Platt-formen beteiligen. Die Dokumente müssen in möglichst 
alle EU-Sprachen übersetzt werden, damit Details auch in der Muttersprache 
nachvollziehbar sind. Wir brauchen einen offenen Prozess der Meinungen und 
Ansichten. Wenn die Bürgerinnen und Bürger den Nutzen der EU in vielen 
Facetten wahrnehmen, kann die emotionale Bindung an das Europa der 
Gemeinsamkeiten und der Handlungsfähigkeit gestärkt werden. 

4. Themen 

Die Konferenz bietet die Chance einer neuen Verständigung über europäische 
Gemeingüter. Dadurch wird deutlich, welche Aufgaben zukünftig gemeinsam 
angegangen werden und welche weiterhin bei den Mitgliedstaaten bleiben. In 
das Zentrum gehören der europäische Mehrwert und die Handlungsfähigkeit 
der EU. Aus unserer Sicht sind folgende Themen unverzichtbar: Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit, Freiheit, Menschenrechte und Solidarität sind die 
Grundlagen der EU. Wesentlich ist, den europäischen Toleranzbegriff zu 
forcieren als Gegenentwurf zum Ansatz der Extremisten und Populisten mit 
ihrer Sprache der Abschottung, Abgrenzung, des Rassismus und des Hasses. Es 
muss gelingen, rechtsstaatliche Standards in allen Mitgliedstaaten 
durchzusetzen. Auch die Unionsbürgerschaft und die Freizügigkeit gehören auf 
die Agenda. Für uns europäische Föderalistinnen und Föderalisten kann es 
keinen Zweifel geben: Notwendig sind mehr Transparenz im Rat und die 
vollständige Abschaffung der Einstimmigkeitsregeln. Es muss zu einer dem 
Europäischen Parlament verantwortlichen Exekutive kommen. Ein unionsweit 
einheitliches Wahlsystem muss auf der Tagesordnung stehen. Es soll 
transnationale Listen, europäische Parteien mit demokratischen Strukturen, 
europäischen Programmen und europäische Spitzenkandidatinnen und -
kandidaten beinhalten. Darüber hinaus sollte das Thema einer besseren 
Einbeziehung der Kommunen und Regionen in europäische 
Entscheidungsprozesse diskutiert werden. Globale Herausforderungen wie 
Klimaschutz und Digitalisierung erfordern eine handlungsfähigere EU. Sie 
benötigt ausreichende Zuständigkeiten, finanzielle Mittel und Verfahren, um 
dem gerecht zu werden. Sie muss in die Lage versetzt werden, beim Tempo des 
Klimawandels eine viel aktivere Rolle zu übernehmen. In die Digitalisierung, 
welche in der Corona-Zeit eindeutigen Aufschwung erlebt hat, muss erheblich 
mehr investiert werden. In der Außen- und Sicherheitspolitik brauchen wir eine 
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EU, die mit einer Stimme spricht und zu schnellen Reaktionen fähig ist. Die 
Anwendung der in den Verträgen vorgesehenen Entscheidungen mit doppelter 
Mehrheit muss künftig auch für die Außen- und Sicherheitspolitik gelten. Wir 
plädieren für eine Stärkung des sozialen Zusammenhalts auf der Grundlage der 
Europäischen Säule sozialer Rechte und des Aktionsplans, der im Mai 2021 auf 
dem Sozialgipfel in Porto verabschiedet werden soll. Die COVID-19-Pandemie 
hat gezeigt, dass zur Bekämpfung grenzüberschreitender Gesundheitsgefahren 
eine effektive europäische Gesundheits-Union entstehen muss. Geklärt werden 
soll, welche Aufgaben auf der EU-Ebene anzusiedeln sind und welche 
Kompetenzen und Finanzmittel dieses nach sich ziehen wird. Wir sind davon 
überzeugt, dass diese Forderungen zum Diskussionsstoff einer ernsthaften 
Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger in die Gestaltung der Zukunft der EU 
gehören. Dies sollte auch zu einer Stärkung einer europäischen Öffentlichkeit 
beitragen. Die EU muss handlungsfähiger werden. Sie muss erlebbarer werden. 
Dann kann sie auch wieder mehr begeistern. Die Konferenz zur Zukunft 
Europas muss der entscheidende Wegbereiter sein. 

5. Auftrag an die AG Zukunftskonferenz der Europa-Union Deutschland 

Ein Europa der Menschen ist für uns als Europa-Union Deutschland seit der 
Gründung eine zentrale Forderung. Damit dieser Anspruch gelingt, müssen wir 
im Schulterschluss mit der Gesamtheit aller zivilgesellschaftlichen Akteure auch 
diejenigen erreichen, die sonst wenige bis keine Berührungspunkte mit der EU 
haben. Wünsche, Ideen und Forderungen an unser Europa von morgen sollten 
dabei in erster Linie von unten nach oben kommuniziert werden. In diesem 
Sinne stellen wir als Europa-Union nicht nur Forderungen an andere, sondern 
gehen mit gutem Beispiel voran und werden passende Formate vor Ort 
anbieten, um dem eigenen Anspruch gerecht zu werden. Dazu wird die AG 
Zukunfts-konferenz beauftragt, zu prüfen, ob ein Leitfaden erstellt werden 
kann, der Kreis- und Landesverbänden als Blaupause dient, um lokale 
Initiativen zur Zukunfts-konferenz ins Leben zu rufen, die Bürgerinnen und 
Bürger, Zivilgesellschaft, Sozialpartner sowie Politikerinnen und Politiker 
zusammenbringt. Als Europa-Union können wir dadurch nicht nur eine ehrliche 
Partizipation organisieren, die den Wünschen und Hoffnungen der Beteiligten 
offen gegenübersteht, sondern auch unsere eigenen Mitglieder vor Ort 
aktivieren und für diese Zukunftskonferenz begeistern. 

#### 

Der Beitrag unseres Landesvorsitzenden Jürgen Lippold aus den „Informatio-
nen“ 1/2021 (Nr. 79) „Zur Zukunft Europas“ ist auch in der Verbandszeitschrift 
„Europa aktiv“ zur Europawoche, Nr. 2/2021, auf S. 5 veröffentlicht! 

#### 



20 
 

Beratung des Landesvorstandes EUD-MV am 23. 04. 2021 
 

Der Landesvorstand veranstaltete am 23. 04. 2021 seine erste 
Beratung des Jahres online. Im Zentrum der Diskussion standen 
einige Fragen der Auswirkungen der Pandemiesituation auf die 
jetzige und künftige Tätigkeit des Landesverbandes und seines 
Bildungsringes. Der Eingang des Zuwendungsbescheides für die 
Förderung des Bildungsringes für 2021 wurde begrüßt. Kritisch wurde 
die Übermittlung des Bescheides erst am Ende der ersten Aprilwoche 
gesehen, dadurch kam der Verein in große finanzielle Probleme, die 
auch zum Zeitpunkt dieser Landesvorstandssitzung nicht bewältigt 
sind, da noch keine Fördergelder auf dem Vereinskonto zur 
Verfügung stehen. Durch derartige Verzögerungen kann die Existenz 
des Trägervereins des Bildungsringes aufs Spiel gesetzt werden. 

Bei der Diskussion zum Förderbescheid wurden eine Reihe von inhalt-
lichen und strukturellen Problemen der Umsetzung der Förderricht-
linie des Landes Mecklenburg-Vorpommern durch die Förderstelle im 
Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGUS) deutlich, die der 
weiteren Diskussion bedürfen. Der Landesvorstand bestätigte eine 
Reihe von vorgeschlagenen Maßnahmen, um Problemklärungen und   
-lösungen herbeizuführen. 

Der Landesvorsitzende Jürgen Lippold informierte über Inhalt und 
Ablauf der am 24. 04. 2021 als Online-Konferenz stattfindenden 
Bundesausschuss-Sitzung, in deren Mittelpunkt die „Zukunft der 
Zukunftskonferenz für Europa“ steht. 

Die Vorsitzenden der Kreisverbände stimmten der Festlegung zu, 
dass die Anteile der Kreisverbände an den Mitgliedsbeiträgen für 
2021 zur Sicherung der notwendigen Aufgaben bis zum Eingang der 
Förder-mittel dem Landesverband überlassen werden. 

Beschlossen wurde, die Online-Angebote von Bildungsveranstaltun-
gen in den kommenden Monaten zu erweitern. Der Landesvorstand 
bestätigte den Vorschlag, die diesjährige mit Wahlen verbundene 
Landesversammlung Anfang Herbst 2021 in Abhängigkeit von der 
Entwicklung der Pandemiesituation als Präsenzveranstaltung 
durchzuführen. 
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Das Momentum für eine EU-Reform nutzen! 
30.04.2021 

Zum Auftakt der Europawoche 2021 und zum Start der Zukunftskonferenz der EU 
ein Statement von Ralf-Peter Hässelbarth, Landesgeschäftsführer der Europa-
Union Mecklenburg–Vorpommern e.V. und Leiter des Bildungsringes „Europa 
MV“: 

Die Beteiligungsrechte für Bürger*innen an der Zukunftsgestaltung der EU 
erhöhen – eine klare Forderung der Europa-Union Mecklenburg-Vorpommern 

 

© pixabay 

Mit einer überwältigenden Mehrheit hatte das Europaparlament am 
15.01.2020 eine Resolution angenommen, die den notwendigen Reformprozess 
in der Europäischen Union, beginnend mit der “Konferenz zur Zukunft der EU” 
auf den Weg gebracht hat. Die Abgeordneten sprachen sich für ein 
ambitioniertes Projekt aus, an dessen Ende eine Änderung der Europäischen 
Verträge stehen kann. Das Ziel: Die Union soll schlagkräftiger und 
demokratischer werden. Starke Bürgerbeteiligung, ergebnisoffener Prozess, 
Verpflichtung zur Umsetzung der Beschlüsse sind die zentralen Elemente dieser 
Resolution. Die Europäische Union könnte damit gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern der EU eine neue Geschichte schreiben und Europa 
mit der Konferenz den nötigen Schwung verleihen und die Zustimmung zur 
europäischen Zusammenarbeit einen großen Schritt nach vorn bringen. 
Bereits im November 2020 hatten die Regierungen Frankreichs und 
Deutschlands ein Non-Paper vorgelegt. Die Stellungnahme hatte Hoffnungen 
geweckt, dass auch der Rat die Chancen der Konferenz zur Zukunft der EU 
erkennt. Präsident Macron gab der Bundesregierung im Rahmen des deutschen 
Ratsvorsitzes eine Chance, den europäischen Aufbruch des Koalitionsvertrags 
der Bundesregierung doch noch Wirklichkeit werden zu lassen. Dies ist leider – 
auch coronabedingt – nicht gelungen. Leider ist in dem nachherigen Gerangel 
über die Vorsitze und die Struktur der Konferenzen sowie dem mittlerweile 

https://www.europa-union-mv.de/fileadmin/_processed_/2/1/csm_europe-636985_1920_1f2efcc8cc.jpg
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durch die Mitgliedsstaaten und der Kommission verwässerten Fahrplan schon 
wieder viel Vertrauen verlorengegangen. 
Nun liegt es an den Bürgerinnen und Bürgern, das Momentum für eine EU-
Reform zu nutzen. Eine tiefgreifende Reform hin zu mehr Handlungsfähigkeit 
und Bürgernähe wird nur dann möglich sein, wenn alle Europäischen Institutio-
nen an einem Strang ziehen. Kommission und Rat sind dem Vorstoß des 
Parlaments leider nicht gefolgt, die Führungsrolle des Parlaments in der Weise 
zu respektieren, wie es die Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen einst 
versprochen hatte. Um die Bürgerinnen und Bürger zu begeistern, verdienen 
sie Klarheit über ihre Beteiligungsmöglichkeiten an Diskussionen und Ent-
scheidungsprozessen. 
Aber wir können uns auch zivilgesellschaftlich auf diese Konferenzen gut 
vorbereiten, indem wir unsere Mitglieder – insbesondere Mandatsträger*innen 
und Politiker*innen, die Kandidaten und Kandidatinnen für die Landtags- und 
Bundestagswahlen, Europafreunde in den Partnerstädten unserer 
Kreisverbände und weitere Vertreter des öffentlichen Lebens bitten, uns ihre 
Gedanken zur Zukunft Europas mitzuteilen. Wir werden auf diese Weise sicher 
einen bunten Strauß an Vorstellungen und Ideen erhalten, wie unsere 
Europäische Union in zehn, zwanzig oder fünfzig Jahren aussehen kann. Mit 
dem Format der Bürgerdialoge haben wir dabei bereits sehr gute Erfahrungen 
gemacht. 
Für einen Erfolg dieser Union muss das Europäische Parlament enger und 
regelmäßiger mit nationalen und regionalen Parlamenten zusammenarbeiten. 
Nationale und regionale Parlamente müssen ihre Europakompetenz stärken. 
Der Aufbau einer föderalen Union ist ohne sie nicht möglich. Wir müssen auf 
gerechte und effiziente Weise eine parlamentarische Zusammenarbeit auf-
bauen. Die EU darf nicht länger als Sündenbock für jene Mitgliedstaaten 
dienen, die gegenüber der öffentlichen Meinung in ihrem Land keine 
Verantwortung für ihre politischen Entscheidungen übernehmen wollen. Dies 
schadet der demokratischen Legitimierung öffentlicher Entscheidungen und 
verstärkt das Misstrauen gegenüber den EU-Organen. … 
Um eine stärkere Demokratie zu werden, braucht die EU eine prägnante und 
verständliche Verfassung, durch die die Grundrechte der Bürger geschützt, die 
Organe der Union und ihre jeweiligen Kompetenzen definiert und rechtliche 
Verfahren beschrieben werden sowie die Kompetenzaufteilung zwischen den 
verschiedenen Ebenen festgelegt wird.  
Eine solche Verfassung kann nicht von den Staats- und Regierungschefs im 
Rahmen einer Regierungskonferenz ausgearbeitet werden. Es ist längst 
überfällig, dass den EU-Bürgerinnen und -Bürgern die Möglichkeit gegeben 
wird, diese zusammen auszuarbeiten. 
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Da wäre zum einen die Diskussion um die Finalität des europäischen Einigungs-
prozesses. Wir in der Europa-Union haben in unserem 2012 verabschiedeten 
Düsseldorfer Programm ganz klar formuliert: Unser Ziel ist der Europäische 
Bundesstaat. Die Politik, insbesondere der Europäische Rat, hat es bisher 
versäumt, ein solches Ziel festzuschreiben. In der Präambel des Vertrages von 
Lissabon ist zwar vom „Prozess der Schaffung einer immer engeren Union der 
Völker Europas“ die Rede, aber in welchen Schritten und in welchen 
Zeiträumen eine weitere Vertiefung der Integration erfolgen soll, bleibt offen. 
Ein zweites Problem, das sich zunehmend als Hemmnis bei der weiteren 
Vertiefung der europäischen Integration erweist, ist das immer noch in vielen 
Bereichen angewendete Einstimmigkeitsprinzip. Einstimmigkeit bedeutet im 
Umkehrschluss aber, dass jeder Mitgliedstaat ein Vetorecht besitzt. Dieses 
Veto-Prinzip stammt ja noch aus der Zeit der EWG mit sechs Mitgliedern, und 
es hat damals schon zu Krisen geführt. In der heutigen Zeit kann es gar zur 
Handlungsunfähigkeit der EU führen, wie zum Beispiel bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise oder bei der Durchsetzung des Rechtsstaatsmechanismus. Die 
Krux bei der Sache ist nur, dass das Einstimmigkeitsprinzip auch nur einstimmig 
beseitigt werden kann. … 
Und drittens fordern wir, dass die Diskussionen im Rahmen der Zukunfts-
konferenz zu mehr Demokratie, Transparenz und Bürgernähe bei den auf 
europäischer Ebene zu treffenden Entscheidungen führen. 

 

(Der vollständige Text dieses Statements ist auf der Webseite unseres Landes-

verbandes zu lesen!) 

#### 

Kein anderes Thema hat den Wortschatz 2020 so stark geprägt wie 

die Corona-Krise. Während der Pandemie verbreiten sich eben nicht 

nur Viren in ungeheurer Schnelligkeit, sondern auch Wörter. Etwa 

1500 Wörter und Wortverbindungen hat das Leibniz-Institut für 

Deutsche Sprache in Mannheim (IDS) zu diesem Thema gesammelt 

und online in seinem Neologismenwörterbuch dokumentiert. 

#### 
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Zusammenfassung eines Video-Interviews mit 

Niklas Nienaß, MdEP 
geführt von Mandy Kröpelin, Leiterin des Europäischen Informationszentrums 

Rostock, und Hans-Peter Hässelbarth, Geschäftsführer des EUD-LV MV 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

Der Bildungsring „Europa MV“ unseres Landesverbandes führte gemeinsam mit 
dem Europäischen Informationszentrum Rostock am 03. 05. 21 mit Niklas 
Niemass, MdEP, ein Online-Interview durch, das Original auch auf der Webseite 
unseres Landeverbandes abrufbar ist. 

Europafreundin Mandy Kröpelin eröffnete das Interview und nannte das 
Grundthema: „Zukunftskonferenz für Europa“. Europafreund R.-P. Hässelbarth 
verwies auf die Bedeutung des 09. Mai im Rahmen der Europawoche, als an 
diesem Tag in der Schumann-Rede die Europäische Union ins Leben gerufen 
wurde. Heute steht die Beteiligung an der „Konferenz für die Zukunft Europas“, 
die in der Europa-Woche gestartet wird, im Mittelpunkt. Er stellte Frage 1: 
„Warum ist es für das EP wichtig, die Einbeziehung der Bürger und Bürgerinnen 
Europas zu unterstützen?“ N. Nienaß verwies darauf, dass die Zeit vorbei ist, 
wo die grundlegende Richtung nur von oben vorgegeben wird. Das vor einigen 
Jahren geschehene Scheitern der Europäischen Verfassung ist auf diese Politik 
von oben zurückzuführen. Das Ziel kann nur sein, die bisher größte europäische 
Bürgerbeteiligung auf den Weg zu bringen, die zu einer Anpassung des 
bestehenden Vertragswerkes führen muss. – Frage 2: „Kam die einjährige 
Verspätung des Beginns der Zukunftskonferenz nur durch die Pandemie 
zustande?“ Antwort: Es handelte sich generell um eine Abwehrredaktion des 
Europäischen Rates. Es ging um Vorbehalte bei evtl. Machteinschränkungen, 
also um nationale Souveränitätsfragen. Frage 3: „Welche Meinung gibt es im EP 
zu dem Standpunkt der EUD zur Konferenz?“ Antwort: Die Mehrheit des EP hat 
die gleiche Ansicht. Es kann gar nichts anderes geben als die Diskussion und 
Berücksichtigung der Vorschläge aus der Bevölkerung. – M. Kröpelin stellte 
dazu Frage 4: „Was hat es mit der vor wenigen Tagen eingerichtete ‚Plattform 
zur Zukunftskonferenz‘ auf sich? Antwort: Über diese Plattform können viele 
Meinungen gesammelt werden, es geht um die Suche nach breiten 
Diskussionsmöglichkeiten relevanter Themen. Das Parlament ist dabei. – Frage 
5 an N. Nienaß: „Welches Thema ist Dir am wichtigsten?“ Antwort: Die 
Weiterentwicklung zur Europäischen Föderation, zur „Europäischen Republik!“ 
Frage 6: „Was sind besonders wichtige Fragen für das Bundesland MV?“ 
Antwort: Wie entwickeln wir die Nachbarschaft im Ostseeraum? Wie können 
wir statt der vorwiegend nationalen Förderung eine Europäisierung der 
Fördermittel im Interesse aller Mitglieder im Ostseeraum erreichen? 
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Eine neue Plattform für alle Bürgerinnen und Bürger! 
Die offizielle Webseite der Europäischen Union 

„Konferenz zur Zukunft Europas“ 

Im Internet erreichbar unter: futureu.europa.eu 

Die Zukunft liegt in ihren Händen! 

Dies ist die Gelegenheit, sich Gehör zu verschaffen und mitzuteilen, 

in welchem Europa sie leben möchten, um so unsere Zukunft 

mitzugestalten. 

 
Begriffsbestimmungen zur Nutzung der Plattform: 

 Beiträger/Beiträgerin: Jede Person, die ein „Konto“ erstellt hat, auf das sie 

durch einen Benutzernamen und ein Passwort, die streng persönlich und 

vertraulich sind, Zugriff hat und die auf der Plattform aktiv wird, um entweder 

eine Idee zu teilen, eine auf der Plattform veröffentlichte Idee zu unterstützen 

oder zu kommentieren, oder eine Veranstaltung zu registrieren und zu 

melden. 

 

 Beitrag: Jede von einem Beiträger/einer Beiträgerin verfasste Idee, die 
innerhalb eines Zeitraums von 30 Minuten geändert werden kann, eine 
Anmerkung zu einer Idee oder die Registrierung oder Meldung eines Events. 
 

 Plattform zur Konferenz zur Zukunft Europas: öffentlich zugängliche Online-
Plattform, auf der die Ideen und Berichte der Beiträger/innen sowie des 
Betreibers gesammelt werden. 
 

 Inhalt: Inhalte, die von einem Beiträger/einer Beiträgerin auf der Plattform 
veröffentlicht werden, insbesondere Ideen oder Kommentare zu einer Idee 
sowie Veranstaltungsberichte. 
 

 Konto: Persönlicher Bereich eines Beiträgers/einer Beiträgerin auf der 
Webseite futureu.europa.eu, über den er/sie auf bestimmte Inhalte zugreifen 
und zur Erstellung von Inhalten auf der Plattform beitragen kann. 
 

 Plattform: Dematerialisiertes Werkzeug, das den Nutzern/innen ermöglicht, 
über ihr „Konto“ Beiträge zu teilen. 
 

 Besucher/in: Jede Person, die Zugang zur Plattform hat und/oder diese nutzt, 
ohne ein „Konto“ eröffnet zu haben. 

 

#### 

  

https://futureu.europa.eu/
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Eine Online-Diskussion der Friedrich-Ebert-Stiftung MV 
mit Prof. Klaus Dörre und Wolfgang Thierse 

am 19. 05. 2020 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

Der Außenstellenleiter der FES SCHWERIN und Kreisvorsitzender der Europa – 
Union Schwerin, Frederic Werner, eröffnete das Online-Meeting, an dem fast 
100 Interessenten teilnahmen. Er verwies darauf, dass die Demokratie heute 
durch autokratische Tendenzen weltweit bedroht ist. Damit Demokratie wieder 
mehr aktive „Mitmacher“ gewinnt, muss sie mehr Gerechtigkeit anbieten, weil 
die bestehende Sehnsucht danach nicht ausreichend befriedigt wird. 

Als Moderator fungierte der Diplompolitologe und Publizist Klaus Schere. Er 
hob einleitend die allgemein interessierende Frage hervor: „Warum führt die 
Wahrnehmung von Ungerechtigkeit immer stärker von der Demokratie weg 
und hin zum Populismus und Rechtsextremismus?“ Die beiden 
Gesprächspartner, Prof. Dr. Klaus Dörre vom Institut für Soziologie der 
Universität Jena und Wolfgang Thierse, SPD-Politiker und langjähriger Präsident 
bzw. Vizepräsident des Deutschen Bundestages, widmeten sich der durchaus 
spannenden Frage, warum demokratische und dabei linke Theorien nicht 
ausreichend wahr-genommen werden. 

Prof. Dr. Dörre verwies in seinem Statement auf die Tatsache, dass immer mehr 
Menschen aus den unteren Bevölkerungsschichten sich den populistischen 
Rechtsextremen zuneigen. Immer mehr Arbeiter verfallen der gleichen 
Tendenz. Wo liegen dafür die Ursachen? Er begann seine Erklärung mit einem 
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Gleichnis: Viele stehen in der Warteschlange am „Berg der Gerechtigkeit“ und 
müssen mit ansehen, wie viele Menschen an ihnen vorbeiziehen! Die daraus 
entstehende Unzufriedenheit in der Warteschlange führt die Zurückbleibenden 
zu einer schleichenden Radikalisierung. So entsteht eine „Tiefengeschichte“, 
die sich heute besonders im Arbeitermilieu abspielt. Es wächst der Eindruck, 
dass es nicht vorwärts geht. Das existierende Ungerechtigkeitsgefühl und die 
vorhandenen überzogenen konsumorientierten Muster der Lebensführung 
fördern die Orientierung am rechten Spektrum. Wissenschaftliche Studien 
haben sichtbar gemacht, dass es zunehmend junge Leute sind, 
gewerkschaftlich aktive Menschen, die nichts gegen eine rechtsradikale 
Entwicklung einzuwenden haben. Dabei fallen besonders folgende 
dokumentierte Denk- und Verhaltens-muster auf: 

1. Dichotomie und Zeitgefühl: 
Es entsteht die Vorstellung: „Ich bin zwar nicht ganz unten, aber ich werde die 
Spalte zwischen der mittleren Mittelschicht und der Oberschicht nie über-
springen können.“ Dahinter verbirgt sich eine zunehmende Abwertung des 
Arbeiterstatus. 
2. Ethnisierung der eigenen Problemlage: 
„Ich habe statt des angeblichen deutschen Grundgehaltes von 3300.- Euro nur 
1600/1700 Euro. Bin ich kein Deutscher? Muss ich einfach zusehen, wie mir 
zugewanderte Fremde Möglichkeiten wegnehmen?“ 
3. Identität: Selbstaufwertung durch Abwertung: 
Flüchtlinge und andere fremde Menschen werden abgewertet und 
diskriminiert – „Ich hätte kein Problem damit, jetzt wieder Buchenwald 
aufzumachen.“ –, um die eigene Position zu betonen. 
4. Demokratie – „Wir sind das Volk!“: 

Es geht dabei um die Beschuldigung von Gruppen, die kriminalisiert werden: 
„Also Demokratie bedeutet für mich ein ordentliches Strafgesetz!“ – „Gegen 
die da oben brauchen wir mehr Volksabstimmungen nach Schweizer Vorbild!“ 
Im Ergebnis artikuliert sich im so verstandenen Demokratiebegriff die Ansicht 
der politisch Rechten! 
5. Gewalt: Ausnahmezustand und Notwehr: 
„Gewalt ist eigentlich schlecht, aber wenn die Fremden das deutsche Volk 
auslöschen wollen, dann ist Gewalt als Notwehr erforderlich! Ich würde Gewalt 
anwenden, irgendwie Selbstjustiz machen!“ 
6. Systemfrage: Verschwörungstheorien: 
„Die – Pegida und andere – gehen halt auf die Straße, weil was mit dem System 
nicht stimmt!“ Das „System“ wird als eine Ansammlung dunkler Mächte 
verstanden, das Volk als Gegenpol, als nationale homogene Gemeinschaft, 
wobei die tatsächlichen gesellschaftlichen Strukturen außer Acht bleiben. 



28 
 

Wolfgang Thierse knüpfte an die aufgezeigten Positionen an und hob hervor, 
dass dieser Befund erschreckend ist. Für ihn war die Frage nach den Gründen 
besonders wichtig. Natürlich ergibt sich ein Motivsegment aus der sozial-
ökonomischen Problemlage von immer mehr Menschen. Das ist ein weltweites 
Erscheinungsbild der Globalisierungsbeschleunigung und ihrer Folgen: radikale 
Veränderung der Arbeitsverhältnisse, ökologische Umwälzungen mit Verände-
rung der Lebensumstände, Digitalisierung mit Angst vor Arbeitsplatzverlust, 
wachsende Differenzierung in ethnisch-kulturell-religiös-weltanschaulichen Be-
reichen und schließlich Zunahme der Gewalt weltweit. So entsteht ein Eindruck 
der Nichtbeherrschbarkeit der eigenen Lebensverhältnisse. Notwendige struk-
turelle Veränderungsprozesse treffen auf Menschen, die bereits größere Ver-
luste hinnehmen mussten und sich nun doppelt betroffen fühlen. So vergrößert 
sich das Gefühl, zu kurz zu kommen. Dadurch wächst die Empfänglichkeit für 
„einfache Lösungen“, das ist die „Stunde der Populisten, der Vereinfacher“! 
Spürt man den Gründen für diese Entwicklung weiter nach, dann zeigt sich, 
dass es sich auch um ein kulturelles Problem handelt. Wir brauchen mehr 
Aufklärung und Auseinandersetzung mit Fragen der Identität, zum 
Heimatbegriff und zu einer echten Heimatbezogenheit. Wir müssen das 
Gegeneinander überwinden, eine wirksame Annäherungskultur entwickeln, 
eine Kultur des Respekts ausbauen. Nicht alle, die den scheinbar „einfachen 
Lösungen“ anhängen, sind Rechtsradikale. Wir müssen „klare Kante“ zeigen 
und gleichzeitig geduldige Überzeugungsarbeit leisten. 

Beide Gesprächspartner stimmten schließlich in einer ganzen Reihe von 
Schlussfolgerungen für unsere gesellschaftliche Arbeit überein: 

- Wir brauchen weder Anpassung an bestimmte Meinungen noch allge-
meine Moralisierung, Demokratie heißt Auseinandersetzung, aber 
Verein-seitigungen werden zur Gefahr für die Demokratie. 

- Die politische Bildung ist zu fördern, um einen antifaschistischen 
Grundkonsens zu schaffen und zu sichern.  

- Ungerechtigkeitserfahrungen sind zwar immer relativ, aber sie müssen 
ernst genommen werden. Entwicklung von Respekt zueinander beginnt 
bei der Beseitigung von Ungerechtigkeiten im Lohnsystem von Ost und 
West bis hin zur Überwindung von Einseitigkeiten des Strukturwandels 
von oben und mehr Einbeziehung der Menschen, der Belegschaften in 
die Veränderungsprozesse. 

- Politik muss die Aufgabe umfassender wahrnehmen, Zukunft wirksam im 
Interesse der Menschen zu gestalten. 

Am Ende der Berichterstattung zu dieser Veranstaltung bleibt der Wunsch, 
solchen inhaltlich anspruchsvollen Gesprächen noch öfter beiwohnen zu 
können.  



29 
 

 

 
 

 Der lange Weg nach Europa – Was uns verbindet, was uns trennt.  
30 Jahre Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche 

Zusammenarbeit 

Eine Online-Diskussion der Friedrich-Ebert-Stiftung MV am 
14.06.2021 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

 

Fast genau auf den Tag, am 17. 06. 1991, wurde zwischen Polen und der BRD 
der „Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit“ 
unterzeichnet. Die dazu von der FES am 14. 06. 2021 veranstaltete Online-
Diskussion war ein interessanter polnisch-deutscher Meinungsaustausch. Es 
ging im Wesentlichen um die Frage, wo aktuell Deutschland und Polen im 
Nachbarschaftsverhältnis stehen. Nach der Eröffnung durch den Leiter der FES-
Außenstelle in Schwerin und Kreisvorsitzenden der Europa-Union Schwerin, 
Frederic Werner, wurden die Teilnehmer durch zwei Politiker begrüßt, die ihre 
Statements abgaben: Frau Anna Bankowska, Stellv. Marschall der 
Wojewodschaft Westpommern, und Patrick Dahlemann, parl. Staatssekretär 
für Vorpommern. Sie betonten übereinstimmend, dass der Vertrag von 1991 
einerseits als eine Erfolgsgeschichte betrachtet werden kann, andererseits aber 
auch gesagt werden muss, dass sein Zustandekommen alles andere als eine 
Selbstverständlichkeit war. Die letzten 30 Jahre sind nicht problemlos 
verlaufen, aber sie sind vielleicht das beste Beispiel für die Entwicklung von 
Zusammenarbeit in Europa. 

Die weitere Veranstaltung verlief unter der Moderation von Niels Gatzke von 
der Deutsch-Polnischen Gesellschaft in Vorpommern. Zunächst gab Markus 
Meckel, Außenminister a. D., einen Überblick über das Umfeld des 
Zustandekommens des Vertrages von 1991 und äußerte Gedanken zu dem 
Thema „Transformationserfahrungen in der DDR und in Polen nach 1990“. 
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Kernpunkt seiner Ausführungen war die Feststellung, dass ohne eine 
vernünftige Nachbarschaftsentwicklung eine europäische Perspektive gar nicht 
denkbar sei. Die Ausprägung gerade des polnischen Selbstbewusstseins hat die 
gegebenen Beziehungen entscheidend mitgeformt, Polen ist heute ein 
selbstbewusstes Mitglied der EU mit erheblichem Einfluss auf die Entwicklung 
Europas insgesamt. 

In der anschließenden Diskussion äußerten sich dazu mehrere polnische Vertre-
ter: Jacek Lepiarz, Mitarbeiter der Deutschen Welle in Warschau, Jadwiga 
Schöne, Mitarbeiterin der Stadtverwaltung für Internationale Beziehungen in 
Dresden und Mitglied im Bundesvorstand der DPG sowie Dr. Robert Zurek, ge-
schäftsführender Vorstand der Stiftung Kreisau für europäische Verständigung. 

Die Ausgangsfrage der Diskussion bezog sich auf die Rolle des Vertrages von 
1991 in Vergangenheit und Gegenwart. Übereinstimmend wurde hervorge-
hoben, dass dieser Vertrag grundsätzlich von dem Gedanken der europäischen 
Kooperation getragen wird. In ihm wird sowohl die deutsche als auch die 
polnische Verantwortung für die Geschichte der Beziehungen der beiden 
Staaten über lange Zeiträume hinweg betont. Es handelte sich um einen 
„Sprung“ bei der Entwicklung der deutsch-polnischen Beziehungen, der bis 
heute positive Auswirkungen hat. Er bezog vor allen Dingen die Bürger beider 
Staaten in den Versöhnungsprozess aktiv ein, er stellte geeignete Instrumente 
für die Zusammenarbeit der Zivilgesellschaft zur Verfügung. Die Rolle des 
Vertrages kann man gar nicht hoch genug schätzen. Auf seiner Grundlage 
festigte sich die Erkenntnis, dass man positiv zusammenarbeiten kann.  

Ein weiterer Schwerpunkt war die Frage der Auseinandersetzung mit der 
Geschichte. Ohne Geschichtskenntnisse mit Blick auf den Partner ist die 
Gegenwart nicht zu verstehen. Gleichzeitig muss man aber auch sehen, dass 
der historische Blick nicht aktuelles Handeln verstellt. Nach neuen Umfragen 
sind zur Zeit sowohl 2/3 der polnischen als auch der deutschen Gesellschaft der 
Auffassung, dass Gegenwart und Zukunft wichtiger als die Vergangenheit seien. 
Trotzdem bleibt die Aufgabe wichtig, die Erinnerungskultur gerade bei der 
jungen Generation in die notwendige positive Richtung zu entwickeln. 
Diskutiert wurde dabei die von polnischer Seite umrissene These, dass 
wahrscheinlich der Vertrag für Ostdeutschland eine größere Bedeutung als für 
Westdeutschland hatte, weil er zur Überwindung einer weitgehend reinen 
„offiziellen“ Freundschaft beitragen konnte.  

Abschließend betonte Markus Meckel, dass es für ihn eine Enttäuschung sei, 
dass die heutige politische Führung Polens die klaren Zielvorstellungen der 
europäischen Wertegrundlage in Teilen verlasse. Gerade dabei wird es in 
Zukunft weiteren Diskussionsbedarf geben.   
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„DER ZWECK DER EU BESTEHT DARIN, 
den Frieden zwischen den Mitgliedstaaten und zwischen diesen und 

ihren Nachbarn zu erhalten und auf diesem Frieden weiter 
aufzubauen; 

die europäischen Länder zu konkreter Zusammenarbeit zu 
bewegen; 

dafür zu sorgen, dass die europäischen Bürgerinnen und Bürger in 
Sicherheit leben können; 

die wirtschaftliche und soziale Solidarität zu fördern; 
in einer globalisierten Welt die europäische Identität und Vielfalt zu 

bewahren; 
die gemeinsamen europäischen Werte zu propagieren.“ 

 

(Aus dem „Europe Direct Newsletter“ aus Kärnten/Österreich) 

 

#### 

 

„Nichts ist dem Menschen unerträglicher, als ohne Leidenschaften, ohne 

Geschäfte, ohne Zerstreuungen, ohne Aufgabe zu sein. Dann spürt er sein 
Nichts, seine Verlassenheit, sein Ungenügen, seine Abhängigkeit, seine 
Ohnmacht, seine Lehre. Allsogleich wird dem Grund seiner Seele die 
Langeweile entsteigen und die Düsternis, die Trauer, der Kummer, der 
Verdruss, die Verzweiflung.“ 

(Blaise Pascal, 17. Jh., frz. Naturwissenschaftler u. Philosoph) 
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